
DER BUNDIESMiN~S1'ER 
fOR LANDESVER1EIDIGUNG 

n -45311C11clr lBeiiagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XV I. Geseazgebungsperiode 
GZ 10 072/961-1.1/84 

Budgetlage der militärischen-Landes­
verteidigung: 

Anfrage der Abgeordneten Dr. ERMACORA 
und Genossen an den Bundesminister 
für Landesverteidigung, Nr. 654/J 

Herrn 

Präsidenten des Nationalrates 

Parlament 

1017 Wien 

653 lAB 

1984 -05- 2 8 
zu 654 IJ 

In Beantwortung der seitens der Abgeordneten zum 

Nationalrat Dr. ERMACORA, KRAFT, Dr. STEINER und 

Genossen am 30. März 1984 an mich gerichteten An­

frage Nr. 654/J, betreffend Budgetlage der mili­

tärischen Landesverteidigung, beehre ich mich 

folgendes mitzuteilen: 

Zu 1: 

Wie dem Rechnungshof bereits mit Note vom 6. Oktober 

1983, Zl. 4.030/149-04/83, mitgeteilt wurde, hat der 

Zentralausschuß der Personalvertretung der mit 

I. Jänner 1984 beabsichtigten Umwandlung der Fort­

erhaltungsgebühr in eine monatliche Aufwandsent­

schädigung nicht zugestimmt. Die vom Zentralaus­

schuß verlangte Ausnahmebestimmung zu §15 Abs. 5 

Gehaltsgesetz 1956 (Ruhen pauschalierter Nebenge­

bühren im Falle einer einen Monat übersteigenden 

Abwesenheit vom Dienst) konnte jedoch in den Ver­

handlungen mit dem Bundeskanzleramt nicht erreicht 

werden, so daß die Verwirklichung der Umwandlung 

der Forterhaltungsgebühr nicht termingerecht 

möglich war. 

Es ist im übrigen beabsichtigt, die Verhandlungen 

mit dem ZentralausschUß demnächst wieder aufzunehmen. 
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Zu 2: 

Im März 1983 wurde die Arbeitsgruppe "Organisation 

des Wirtschaftsdienstes" eingerichtet; der Auftrag 

an diese Arbeitsgruppe lautet wie folgt: 

"Anpassung der Organisation des Wirtschaftsdienstes 

und der Aufbau- und Ablauforganisation 

- an die Vorgaben des Planungsdokumentes "Die Raum­
verteidigung - Ziele und Grundsätze der militä­
rischen Komponente"; 

- an das Einsatzversorgungskonzept und Beachtung 
der Erfordernisse der wirtschaftlichen Landesver­
teidigung zum Zwecke der Koordinierung aller ver­
fügbaren zivilen und militärischen Hilfsmittel 
(territoriales Prinzip und Dezentralisierung); 

- an die Friedensversorgungsabläufe unter Beachtung 
der Ziele und Grundsätze der Versorgung des Bundes­
heeres bei einern Einsatz im Rahmen der militärischen 
Landesverteidigung; 

- an den Daten- und Materialfluß der EDV-Friedens­
versorgung, damit ihre Einbindung in DAVERS 11 zum 
gegebenen Zeitpunkt ermöglicht werden kann." 

Auf Grund der umfangreichen Materie und der Absicht, 

umfassende Ergebnisse zu erzielen, wird die Voll­

ziehung dieses Auftrages einen längeren Zeitraum 

in Anspruch nehmen. Ohne im gegenwärtigen Zeitpunkt 

schon einen Abschlußtermin im Sinne der Fragestellung 

nennen zu können, ist jedoch das Ziel der Arbeits­

gruppe darauf gerichtet, den erwähnten Auftrag unter 

Einbeziehung der Anregungen des Rechnungshofes so 

rasch wie möglich zu erfüllen. 

Zu 3: 

Da der Themenbereich dieser Frage im Tätigkeits­

bericht des Rechnungshofes über das Verwaltungsjahr 

1982 insgesamt 24 Einzelpunkte im Bereich "Organi­

sation und Personal" (des Militärwirtschaftsdienstes) 

umfaßt (Punkte 48.2.1 bis 48.7.4~ darf ich - der bes-

seren Übersichtlichkeit halber - auf die in der Anlage 

beigeschlossene Gegenüberstellung der'Ausführungen 

des Rechnungshofes und der hie~u jeweils bestehenden 

Auffassung des Bundesministeriums für Landesvertei­

digung verweisen. 
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Zu 4: 

Wann die vom Rechnungshof unter Punkt 48.1.2 des 

Tätigkeitsberichtes über das Verwaltungsjahr 1982 

angeregten Einsparungsmöglichkeiten zum Tragen kommen 

können, wird ebenfalls primär vom Ergebnis der oben 

erwähnten Arbeitsgruppe "Organisation des Wirtschafts­

dienstes" abhängen. 

Bei dem unter Punkt 48.1.3 angeführten "Maßnahmen­

katalog" handelt es sich um einen vom Genera1truppen­

inspektorat erstellten Katalog von Maßnahmen, die darauf 

gerichtet sind, eine Kostenminimierung dadurch herbei­

zuführen, daß die dem Ressort zur Verfügung stehenden 

beschränkten Mittel verstärkt in Kampfkraft umgesetzt 

werden und eine möglichst optimale Einsatzorganisa-

tion gewährleistet erscheint. Das Grobziel dieses 

laufend fortgeschriebenen Kataloges bezieht sich 

somit auf weitere Einsparungen ohne Substanzver-

lust und eine Verbesserung der Ablauf- und Auf­

bauorganisation. 

Zu 5: 

Das in Beantwortung der Frage 2 erwähnte Projekt 

DAVERS IIx ) hat die Aufgabe, ein Datenverarbeitungs­

system für die diversen Aufgabenbereiche der Logistik 

zu konzipieren. Neben den Bereichen Materialplanung, 

Beschaffung, Transportwesen, Lagerwirtschaft und 

Materialerhaltung ist vor allem die Materialver­

waltung ein wichtiger Bestandteil dieses Projektes. 

Insbesondere soll 
_ die zeitlich, quantitativ verbesserte Deckung des 

materiellen Bedarfes, 

_ die bestmögliche Erhaltung des Einsatzwertes von 

Ausrüstung und Ausstattung und 

X)= DATENVERARBEITUNG VERSORGUNG - --
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die Schaffung von Möglichkeiten zu einer stich­

haltigen logistischen Lagebeurteilung 

unter vermindertem personellen und finanziellen Auf­

wand erreicht werden. (Kurzformei: Aufwandssenkung 

bei gesteigerter Leistung irr. gesamten Haterialver­

sorgungs- und Materialverwaltungsbereich) • 

Die im Zuge des Projektes durchgeführte Schwach­

stellenanalyse hat ergeben, daß der allein ziel­

führende Weg zur rationellen Bewältigung aller 

Administrations- und Informationsaufgaben in der 

materiellen Versorgung des Bundesheeres nur in 

Richtung eines integrierten Datenverarbeitungs­

systems führen kann, wobei Planung und Realisierung 

äußerst sorgfältig durchzuführen sind, um zu 

möglichst niedrigen Kosten zu einem bedarfsgerechten 

System zu gelangen. 

Was den Zeitplan für die Realisierung des gegen­

ständlichen Projektes betrifft, so ist mit dem 

Abschluß der Planungsarbeiten bis Ende 1985 zu 

rechnen, wobei die EDV-Realisierung und Einlei­

tung der notwendigen organisatorischen Maßnahmen, 

insbesondere im Bereich des Militärwirtschafts­

dienstes, bereits im Laufe des kommenden Jahres 

überlappend einsetzen soll. Die Testphase mit 

anschließendem Probebetrieb ist für das Jahr 

1987 vorgesehen. Ich verweise im übrigen auf 

meine Ausführungen zur Frage 10 lit. bund c. 

Zu 6: 

Seit der Einführung der Feldschuhe zum braun­

grauen Feldanzug sind strapazschuhe in der Soll­

ausstattung des Soldaten nicht mehr vorgesehen. 

Um das Auftragen der vorhandenen Bestände an 

Strapazschuhen aber dennoch zu ermöglichen, wurde 

deren Anschäftung in bestimmten Truppenwerkstät­

ten angeordnet. 
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Die zum Anschäften vorgesehenen Strapazschuhe, die 

den Wehrpflichtigen erst anläßlich von Truppen­

übungen abgenommen werden konnten, waren befehls­

gemäß in brauchbarem Zustand, also instandgesetzt, 

an die Heereswirtschaftsanstalt KLOSTERNEUBURG ab­

zuliefern. Da eine Anschäftung auf Grund der not­

wendigen zusätzlichen Kapazitäten der Truppenwerk­

stätten nicht laufend möglich gewesen wäre, war 

die Zwischenlagerung der Strapazschuhe in der 

Heereswirtschaftsanstalt über teilweise längere 

Zeitabschnitte bis zur Zuteilung an eine Truppen­

werkstätte unvermeidlich. 

Als die Strapazschuhe vor Beginn der Anschäftung 

nochmals fachkundig überprüft wurden, mußte die 

Feststellung getroffen weraen, daß bei einem Groß­

teil der äußerlich einwandfreien Schuhe die Innen­

ausstattung mittlerweile zerstört war, eine Tatsache, 

die auf die lange Verwendung und eine nicht voll­

kommene Desinfektionsmöglichkeit im Zusammenhang 

mit dem häufigen Benützerwechsel zurückzuführen 

ist. 

Eine Weiterverwendung solcher Schuhe, die zwar 

äußerlich als gebrauchsfähig erscheinen, jedoch 

den hygienischen Grundforderungen nicht mehr ent­

sprechen, wäre daher nicht zumutbar gewesen. 

Zu 7: 

Wie aus der Beantwortung der Frage 6 hervorgeht, 

waren die Bemühungen darauf gerichtet, Schuhe, die 

schon ein Vielfaches ihrer Tragdauer im Einsatz 

waren, noch einer geänderten Sollausstattung anzu­

passen und solcherart eine weitere Verwendung zu 

ermöglichen. Wenn auch dieses Bemühen im konkreten 

Fall im Hinblick auf die angeführten Umstände nicht 

zum gewünschten Erfolg geführt hat, war der unter 
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Z 6 genannte Vorgang meines Erachtens - wenn über­

haupt - als entschuldbare Fehlleistung zu werten. 

Es bestand daher keine Veranlassung für eine Sank­

tionierung. 

Zu 8: 

Diese Frage ist - abgesehen davon, daß der Ver­

fügungskompanie der ABC-Abwehrschule nicht 70, 

sondern nur 50 Kraftfahrzeuge angehören - zu 

verneinen, weil sie den unzutreffenden Eindruck 

erweckt, bei der Zentralstelle des Bundesmini­

steriums für Landesverteidigung würden über die 

im Systemisierungsplan ausgewiesenen Kraftfahr­

zeuge hinaus noch sämtliche Fahrzeuge der Ver­

fügungskompanie und des Kammandobataillons des 

Armeekommandos verwendet werden. 

In diesem Zusammenhang ist vorerst dar an zu er­

innern, daß es gelungen ist, die Zahl der für 

das Jahr 1984 bei der Zentralstelle systemisier-

ten Personenkraftwagen von 12 im Jahre 1983 auf 

10 zu reduzieren. Was die der Verfügungskompanie 

der ABC-Abwehrschule für den Leitungsstab beim 

Bundesministerium für Landesverteidigung zuge­

teilten Fahrzeuge betrifft, so handelt es sich 

hiebei - ebenso wie bei jenen im stande des 

Kommandobataillons befindlichen Fahrzeugen, die 

dem im Einsatzfall ausrückenden Armeekommando 

in seiner Eigenschaft als oberstes militärisches 

Führungskommando dienen - um solche, die zur Vorbe­

reitung einer allfälligen Mobilmachung oder Alarmie­

rung des Bundesheeres notwendig sind und daher schon 

in Friedenszeiten ständig zur Verfügung gehalten 

werden müssen. 
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Um diese Fahrzeuge aber über den ihrer jeweiligen 

Organisationseinrichtungx ) dienenden Fahrbetrieb 

hinaus sinnvoll zu nutzen und zugleich den einge­
teilten Kraftfahrern die notwendige Fahrpraxis 

zu vermitteln, werden sie auch für bestimmte 

Zwecke der Zentralleitung, wie Truppeninspizierungen 

durch die Waffeninspektoren, Teilnahme an Übungen, 

Kurierfahrten, Transport von Wachen, Essenstrans­

porte, Erkundungen etc. herangezogen. 

Zu 9: 

Es handelt sich um 50 Kraftfahrzeuge der Verfügungs­

kompanie und um 149 Kraftfahrzeuge des Kommando­

bataillons, die im Sinne der vorstehenden Ausfüh­

rungen zur Sicherstellung der Einsatzvorbereitung 

sowie für den Mobfall selbst verfügbar gehalten 

werden müssen. Hinsichtlich der einzelnen Kraft­

fahrzeugsarten verweise ich auf die nachstehende 

Übersicht: 

VfgKp: 

23 PKW, 22 Kombi-KW/groß, 
3 gl LKW 2,5-4 t und' 
2 Kräder. 

X)Aufgaben der VfgKp: 

Unterstützung (personelle/ 
materielle und wirtschaft­
liche Versorgun~des Be­
triebes der Zentralstelle 
(ausgenommen Armeekommando) 

KdoBaon: 

24 PKW, 29 Kombi-KW/klein, 
11 Kombi-KW/mittel, 18 
Kombi-KW/groß, 3 gl LKW 
3/4-1 t~·44 gl LKW 2,5-4 t, 
1 Großraumbus, 1 Instand­
setzungstrupp-KW, 2 Kdo-KW, 
5 San-KW, 6 Kräder und 
5 gl Mopeds. 

Aufgaben des KdoBaons: 

und deren nachgeordneten 
Dienststellen im Frieden 
sowie zusätzlich des Lei­
tungsstabes im Anlaß-(Ein­
satz-)fall einschließlich 
Kaderausbildung, Berufs­
weiterbildung und Grundaus­
bildung der Grundwehrdiener; 

Unterstützung (personelle/ 
materielle und wirtschaft­
liche Versorgung)äes Be­
triebes des Armeekommandos 
im Frieden und im Anlaß­
(Einsatz-)fall einschließ­
lich der Aus- und Fortbil­
dung des Armeestabes und 
der Grundausbildung der 
Grundwehrdiener; Durchfüh­
rung der Militärstreife in 
Wien und in Teilen Nieder­
österreichs 

'Wach- und Sicherungsdienst 
im Anlaß-(Einsatz-) fall für 
den Leitungsstab und die 
Zentralstelle 
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Zu 10 lit. a: 

Zur Fragestellung möchte ich bemerken, daß sich 

die friedensmäßigen Führungsstrukturen eines miliz­

artigen Heeres grundsätzlich an den Strukturen des 

mobilgemachten Heeres zu orientieren haben. Obwohl 

ich die Notwendigkeit, die Führungsstrukturen 
des Bundesheeres ständig auf ihre Effizienz hin 

zu überprüfen keineswegs bestreiten will, ersche,int 

es mir nicht gerechtfertigt, in diesem Zusammen­

hang global von einer "Aufblähung der Führungs­

struktur" zu sprechen, wie dies in der vorliegen­

den Frage unter Berufung auf ein Zitat des Tätig­

keitsberichtes des Rechnungshofes geschieht. 

Dennoch bin ich - wie schon in Beantwortung der 

Anfrage Nr. 589/J der Abgeordneten Dr. ERMACORA 

und Genossen näher dargelegt - grundsätzlich be­

reit, Überlegungen im Sinne der Fragestellung an­

zustellen. Sollten diese Überlegungen eine grund­

legende Änderung der erwähnten Führungsstrukturen 

erforderlich erscheinen lassen, werde ich zum 

'gegebenen Zeitpunkt mit einem diesbezüglichen 

Vorschlag an den Landesverteidigungsrat heran­

treten, der in weiterer Folge der Bundesregierung 

eine entsprechende Empfehlung zur Änderung der 

geltenden "Heeresgliederung 1972" zu erteilen 

hätte. 

Zu 10 lit. b: 

Wie schon in Beantwortung der Fragen 2 und 5 näher 

ausgeführt, hängen die Arbeiten des Arbeitskreises 

"Organisation des Wirtschaftsdienstes" eng mit der 

Entwicklung des EDV-Informationssystems DAVERS 11 

zusammen. Ebenso ist die Katalogisierung der Unter­

kunftserfordernisse - wie auch aller anderen Wirt­

schaftsgüter - ein vom System DAVERS 11 abhängiges 
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Vorhaben. Das Projekt ist derzeit im Stadium der 

abgeschlossenen Ist-Erhebung. Die Festlegung von 

Form und Umfang der Stammdatenerfassung ist erst 

nach der nun folgenden Grob- und Feinanalyse in 

der Entwicklungsstufe der Lösungsbeschreibung 

vorgesehen und möglich. 

Es sind jedoch die für die Bildung der Kataloge 

notwendigen Unterlagen bereits gesammelt und soweit 

bearbeitet, daß zum Zeitpunkt der Einbindung der 

Wirtschaftsgüterverwaltung in die EDV (voraussicht­

lich nicht vor 1987) alle Stammdaten katalogisiert, 

gespeichert und abruf bar sind. Die Richtlinien für 

die Verwaltung der Unterkunftserfordernisse und 

der anderen Wirtschaftsgeräte sind samt Festlegung 

der Soll-Ausstattung wie vorgesehen im Endstadium 

der Bearbeitung. 

Zu 10 lit. c: 

Im Bereich des Bundesministeriums für Landesvertei­

digung stehen derzeit folgende Projekte am Beginn 

einer EDv-Realisierung: 
';'is'bh~ 

- Das Personalinformationsgeseb~ PERSIS in der 

zweiten Ausbaustufe mit der Zielsetzung einer 

integrierten Text-/Datenverarbeitung in Per­

sonalangelegenheiten für die Zentralstelle und 

alle nachgeordneten Dienststellen bis zum klei­

nen Verband (Bataillon). 

Eingeschlossen ist die Unterstützung der mit 

Zahlungs- und Verrechnungsaufträgen befaßten 

Dienststellen wie Buchhaltung, Kassen und 

Standeskörper. 

Eine datenmäßige Kopp.elung mi t dem Ergänzungs­

informationssystem ERGIS und eine Verdichtung 

der Daten für das Planungsinformationssystem 

MILIS ist vorgesehen. 
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- Das Versorgungssystem DAVERS 11 als verbesserte 

und leistungsfähigere Version der bisher einge­

setzten DAVERS I. 

Es unterstützt mittels EDV die Aufgabenbereiche 

Materialplanung, Beschaffung, Transportwesen, 

Lagerwirtschaft, Mater.ialerhaltung und Material­

verwaltung. Hinsichtlich Mun-Verwaltung ist zu­

folge Dringlichkeit einer EDV-Verarbeitung ein 

Vorziehen des Bereiches im Wege einer Pilotie­

rung vorgesehen. 

- Das Verwaltungsinformationssystem für die Zen­

tralstelle mit der Zielsetzung einer integrierten 

Text-/Datenverarbeitung zur Unterstützung· der 

Planungs- und Sachbearbeiterfunktionen der Zen­

tralleitung, der Büro- und Kanzleitätigkeit 

sowie der Schriftgutevidenz und Übermittlung 

(Akteninformationssystem und elektronische 

Post) . 

- Die mit der EDV-Sonderanlage NCR-8230 bei der 

Buchhaltung unterstützten Aufgaben der UNO-Be­

soldung werden in dieses Informationssystem ein­

gebunden werden; damit kann die Anlage ab Ende 

1985 abgelöst werden. 

- Darüber hinaus wird zur Vermeidung von Doppel­

arbeiten ein EDV-gestütztes Berichtsdokurnentations­

system (BEDOK) eingerichtet, das derzeit in einern 

begrenzten Probebetrieb läuft. 

Die Kosten für die Realisierung der angeführten In­

formationssysteme betragen ca. 400 Mio. S. Sie sind 

im langjährigen Investitionsprogramrn in einem Zeit­

raum von 6 Jahren abdeckbar. 

~ Mai 1984 

Beilage 
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Beilage 

~u Zahl 10 072/961-1.1/84 

Organisation und Personal 

48.2.1.1 Bei der Heeresbekleidungsanstall Brunn/Gebirge (HBA) hatte der RH die Arbeitsabläufe 
und den Personalbedarf erstmalig 1967 üb!'lrprOft und eine Verringerung des systemisierten Personal­
standes vorgeschlagen. Nach wiederholtem Schriftwechsel hat das BMLV eine solche von 242 bzw 
194 auf 160 Bedienstete durchgeführt (TB 1967 Abs 44.2, TB 1968 Abs 39.1 und TB 1969 Abs 34). 

48.21.2 Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung im Jahr 1981 waren in der HBA 162 Bedienstete 
systemisiert. Ein neuer Organisationsplan, der Planstellen für 165 Bedienstete vorsah, stand in Ausar­
beitung Neben Personalumschichtungen aufgrund organisatorischer Veränderungen und einer Perso­
nalvermehrung um drei Bedienstete wurde dIe Anzahl der leitenden Beamten (VerwGr H2/B) von 10 auf 
13 erhöht, andere Arbeitsplätze wurden aufgewertet. Während die bisherige "Verwaltungsgruppe" mit 
einem leitenden Beamten zu einer "Verwaltungsabteilung" mit zwei leitenden Beamten erhoben wurde, 
hatte sich deren Aufgabenbereich durch Abgabe der Bestandskartei und des Preisvormerl<es an die 
Lagerabteilung verringert. Anstelle der aus zwei Hilfsreferenten bzw Karteimittelführern (VerwGr Cl und 
sechs Kanzlei- bzw Schreibkräften (VerwGr H3/D) gebildeten "Bestell- und Lieferevidenz" wurden ein 
Referat "PrÜfungs- und Rechnungswesen" und eine eigene Karteigruppe gescl:1atten, der ein Referats­
leiter (VerwGr H2/B), zwei Hilfsreferenten bzw Karteimittelführer sowie fünf Kanzlei- und Schreibkräfte 
angehörten. Personalvermehrungen wurden bei im wesentlichen gleichbleibenden Aufgaben für eine 
Material- und Preisermittlungsgruppe, die Karteigruppe zur Führung der Bestandskartei und in den 
Lagergruppen veranschlagt. 

48.2.2 Der RH schlug dem BMLV eine Reihe von Maßnahmen zur Verwaltungsvereinfachung vor, 
vor allem die Auflassung mehrfach geführter Aufzeichnungen und umfangreicher entbehrlicher Schreib­
arbeiten. Als entbehrlich erschienen die 1981 neu eingeführte, besonders arbeitsaufwendige "Liefer­
ausstandskartei" , die sich aufgrund entsprechender Maßnahmen der Wirtschaftsabteilung des BMLV 
erübrigte, sowie die Vierteljahresmeldungen über unerledigte Lieferaufträge, die besonders umfang­
reich waren (43 Seiten zum Stichtag 1. Oktober 1981) und in elf Ausfertigungen hergestellt und verteilt 
wurden. Aufgrund dieser Maßnahmen und des Ergebnisses von in Teilbereichen durchgeführten 
Arbeitsplatzuntersuchungen wären 14 Planstellen aufzulassen. 

48.2.3 Obwohl ein Großteil der empfohlenen Verwaltungsvereintachungen zugesagt wurde, 
stimmte das BML V der Auflassung von Planstellen nicht zu. Die Ablehnung wurde im wesentlichen mit 
der Notwendigkeit vermehrter Kontrollen, dem umfangreichen Schriftwechsel mit den Lieferfirmen. dem 
äußerst schwankenden Arbeiisanfall und den erforderlichen Einsatzvorsorgen begründet. Im übrigen 
habe sich die aufgezeigte Vermehrung der systemisierten Planstellen infolge einer Änderung des Ver­
sorgungsablaufs der Offlziers- und Un1eroffiziersbekleidung ergeben, die von der HBA nunmehr für das 
gesamte Bundesgebiet ausgeliefert werde. 

48.2.4 Demgegenüber erhielt der RH seine Empfehlung aufrecht, insb Planstellen für Schreib­
kräfte allein schon aufgrund der bereits zugesagten Verwaltungsvereinfachungen aufzulassen. Die mit­
geteilte Änderung des Versorgungsablaufs tür Offiziers- und Unteroffiziersbekleidung sei bereits im 
November 1978 erfolgt und habe damals zu entsprechenden personellen Vorsorgen geführt. Sie könne 
also nicht zur Begründung neu verfügter Personalvermehrungen dienen. 

Zu den Punkten 48.2.1.1 - 48.2.4 

Bei Aufstellung der Heeresbekleidungsanstalt in der Anfrage 

irrtümlich als "Heeresbeschaffungsanstalt" bezeichnet - im 

Jahre 1955 war der Arbeitsanfall durch die notwendige kom­

plette Neuausstattung des Bundesheeres mit Bekleidung, Küchen­

gerät, Feldkochgerät und Unterkunftserfordernissen derart 

hoch, daß im ersten Orgplan dieser Dienststelle eine Personal­

stärke von 242 Arbeitsplätzen vorgesehen wurde. 
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~er S~and an tatsächlich besetzten Arbeitsplätzen betrug nie 

~ehr als 194. Miteinbezogen in die Beurteilung der damaligen 

?ersonalstände muß a~ch die Tatsache werden, daß in den 
t;'0' - 0 
_~n:zlger- und ers~en Sechzigerjahren noch mit wes~ntlich primi-

tiveren. arbeitsaufwendigeren Methoden und Hilfsmitteln ge­

arbeitet wurde. 

~ach Beendigung der Erstausstattung ~~~~~e im Jahre 1968 der 

Empfehlung des Rechnungshofes einer Reduktion deq Personal­

standes auf 162 Bedienstete nachgekommen werden. 

Aufgrund der Anregungen des Rechnungshofes konnten zwar in 

verschiedenen Arbeitsbereichen Aufzeichnungen aufgelassen werden. 

Es k3~en jedoch verschiedene Tätigkeiten~ 7.~Bo die Berechnung 

und Vorschreibung von Kostenersätzen für Wiederholungsprüfungen 

hinzu. Gravierend ist überdies der nicht vorhersehbare r stark 

schwankende Arbeitsanfall g sowohl innerhalb des Jahres als auch 

von Jahr zu Jahr. 

Der ~-i~rt der in den letzten Jahren bei der HBA durchgelaufenen (ab­

geno~~enen) Wirtschaftsgüter betrug in den Jahren 

1980 

1981 

1982 

1983 

S 285 6 000.000,-­

S 296 q 540.000 q -­

S 497,922.000,--

5 681,118.000,--
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48.3.1 Bei draf HBA war atin eigenes l(asemkommandO eingertchlet. Diesem gehörten zwei Unter­
offiziere, eine Schr@lbkraft. ZW81 relefonlstinnen und lWei RelnlQungskrafte tlln. Diesels in Brunn/Gebirge 
beschotftlgte PersoMJ war dilm Mlhtlrkommando NO In SI. Polten untatrstellt 

48.3.2 Der AH hielt dlQ AufriChlGrhaltune t.line1l eigenen Kasernkommandos zwar h.lr systemkon-. 
form, i@doch unZWGClI.mißig Er empfahl, die liwl\schheßltch fur die HBA taltlgen Telefonlshnnen und Rei­
n'gungskraft® in dia HBA einzugliedern und dl~ tur zwei Unteroffiziere und fllne Schreibkraft sys!emi­
,ienen Plansttl1en aufzulassen. weil deren Aufgaben, die tur eine entsprechende Auslastung bei wei­
tem zu gertng waren. von Organen der HBA mllbesorgl werden konnten. 

48.3.3 DaQ BIVILV slellte zunachst eine Untersuchung In Aussicht und leilte später als deren 
ErgebniS mit. das Kasernkommando sei als fur die Verwaltung mlhtarrscher LIegenschaften und Objekte 
unmittelbar zustandige D,enststelle Jeweils dem tetrtiorralzustandigen Mlhtalkommando unterstellt. 0 .. 
Betrauung anderer D,enststellen ohne terrriorrale Aufgaben wurde einen verhaltnlsmaßlg hohen Ve"""aJ­
tungsautwanC2 nach sich ziehen und darüber hinaus auch die Befehlsverhältn,ue schwlenger gestalten. 

AUi diesen Grunden selen dIe umfassenden Aufgaben eines Kasernkommandos von einer seiD­
standlgen Organlsatlonseinhelt wahrzunehmen und sollten nicht in eine Benutzcarorganisatlon ~." die­
sem Fa!le d:e HBA - eingegliedert sein. Außerdem sei das Kasemkommando in die Aufstellung der 
Ersa.tzorganlsatlon eingebunden. 

48.3.4 Oer RH fand diese allgemeinen Austuhrungen für unzureIchend. um die Aufrecht8rha.'tung 
von dreI Plans:ellen tur ungenugend ausgelastete Kratte zu rechtfertIgen. 

Zu Punkt 48 0 3.1 -48.3.4 
Das BMLV sieht keine Veranlassung, von seiner Meinung, daß 
das Kasernkorr~ando für die Verwaltung einer militärischen 
Liegenschaft unmittelbar dem Militärkommando unterstellt 
und nicht in die Benützerorganisation eingebunden werden 
soll, abzugehen o Dieser Grundsatz ist in der gesamten 
militärischen Organisation verwirklicht und muß daher auch 
für die HBA Brunn/Gebirge aufrecht bleiben. 
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\ 
.el . .& 1 Bet der HeG!reswlrtsChstlunsralt (HW,A) SV Joha"n," T'(OI waren J6 Bedienstete svs:emt­

aien. 14e':1,xh wurde tm lWIsc"enZllllfhch mit 1. Marll 1982 ltI ~rall golretenllIn neuen O'ganlsaTlonsplan 
(O~~?:~n) Cllne E'rhohung au~ 44 \Jnd sp.alat ~5 Bl!dlQnstete v,;)rgesehen. Wie eine in rel:ber8lcnen 
(1\ .. ,ehgeT\Jhrte Arbeltsplatzunter~uchung <ergI?1D. war dlU0 PerscnalautSllockung sachlich unzureichend 
be~rynd.t 

48.41 2 Der RH bcmangelle Im einzelnen die ZUW8ISUr;.g <a~er dnuen Planstelle für die .. VersO(· 
gun~S~T\JPpe··. weil schon die bisher bel dieser eingeteilten ~wel Bediensteten bel weitem nicht ausge­
lastet "",aren. SOWIQ d.e Errichtung einer eigenen .. Abnahme- a. Inventur grupp." • welc",. auch tür Worgl 
ur.d InnsDtuck zustandi<;) sein sollte. we,l ceren Angehor,ge infolge der raumlichen VerteIlung derLaget 
ihren D.enst überwl8<;;end auswarts zu versehen hatten. woraus "uch Mehrausgaben tur Relsegebl.thren 
ll."It;elen . 

. Ohr.e zeitweise Betassung mit Inventuren ware auch daS! infolge AuftGllung der bisher zentralen 
Hauptl<Mtl8i auf CSrei Lagerabteilungen von drei auf sechs Bedienstet. vGlrmehrte Per$Ot\al der Hauptkar-
tei nicht 8L:sreic11end ausgelastet. . . _ 

48.4.3 Das BMLV begrunaete die Aufstockung der Planstellen mit %usaUhchen TIUlgkelten für 
Ei~satzvcrsorgen und Vertretungen bel Ausfall eines Bedlenlhsten durch Urlaub. Kurs oder Krankheit. 
woaiters mit der qualitativen Verbesserung von lnventurllln. 

Zu den Punkten 48.4.1 - 48.4.3 

I~ Neubauprogramm für das Jahr 1984 ist für die m~iA ST. JOHANN 

i.T. die Erweiterung der bestehenden Lagerfläche um rd. 3.400 m2 

vorgesehen. Für die Planur.gskosten wurden dem ~ilKdo TIROL be­

reits S 300.000,-- zur Verfügung gestellt. Nach Fertigstellung 

voraussichtlich 1985/86 - werde) die dislozierten WiLager 

WÖRGL (Innerkoflerkaserne) 

HALL i.T. (Straubkaserne) 

LA~DECK (Pontlatz~aserne) 

aufgelöst und in der H~-1iA ST.JOHANN i.T. zusammengelegt. 

Durch diese Maßnahme kann die derzeit unbefriedigende Situation 

bereinigt und eine Konzentration von Personal, Lagerhausgerät/ 

Lagerhilfs~ictel und Krafcfahrz-~gen durchgeführt werden. 

Den Empfehlungen des Rechnungshofes folgend, können dann zwei 

bis drei systemisierte Planstellen sowie Reisegebühren für die 

"Abnahme-Inventurgruppe" eingespart werden. 
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48.51 Bei der HWIA S:alzburg waren 42 Bedienstet. systemisi.rt. Im neuen OrgPtan abe, 
4$ BleUn"l.tl und ein Grundwehrdllner vorgesehen. 

48.S 2 Auf~rund des ergebnisses einet Arbeitsplatzuntersuchung emp'ahl der RH, neun (teils 
umgow:<::n\!te) PI.1nsteUan und die Stelle für einen Grundwet\tdiene, aufzulassen. die für die lager abtei­
I~n~en In 5.11':0urg und Hörsching. die ,.Versorgungsgrupp." sowie die neue • .Abnahme- & Invel.tur­
gn..pp." vorg!!sthen waren 

4S.53 Oas BMlV begrundete die Planstellenvermehrung bei einer Lagerabtedung mit dar V.rgr6-
eerung de, L.1gerflachen 'ur Großgerat. und Unte~unftserforderOlsse und I.hnte die empfohlenen Pe,­
IOna!k~t':\o,,~en allgemein ab 

48,5.4 Oer RH erwiderte. die Vergrößerung der Lagerfläch. bei einet Lagerabteilung sei senon 
fnjh.r e'''getreten, Im übrigen werde der vorubergehend gestiegene Umsatz von Unterkunftserfordet­
nlssan f'laeh InbatrieOnahme des Stellungshauses und der Kasarnenneubauten wieder auf ein Ouren­
sehnltts~3 zurückge"en. Sohln erhielt er seine ~mpfehlung aufreeht. 

Zu den Punkten 48.5.1 - 48.5.4 

Aufgrund des Lagerraummangels für Großgeräte (vorwiegend Unter­

k~nftserfordernisse) wurde 1983 der Lagerabteilung SALZBURG 

Schwarzenbergkaserne ein zusätzlicher Lagerraum mit rd. 1.400 m2 

Lagerfläche g~~ramet. 

Die Bildung von zwei Lagergruppen und die Vermehrung der Lager­

arbeiter in der WiLgAbt SALZBURG war daher eine betriebsbedingte 

Notwendigkeit. 

Die Vergrößerung der Lagerfläche der LgAbt/HÖRSCHING war zum 

Einschauzeitpunkt im wesentlichen gegeben, doch trat erst zu 

einem späteren Zeitpunkt ein vermehrter Umschlag auf. 
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. 48.6.' Bel d0f HW"I\ Kloslerneuburg waren 70 Bedienstate sYSltemi$lert und im neuen OrgPlan mit 
1. Marz 19&2 Arbiltltsp:3tZIB für 62 Bedienstete und die Verwendung von ßieben Grundwehrdienem vor-
ges~hen 0 

48.62 Auf(,frynd einer durchgdfuhrten Arbeltsplatlunicrsuchung empfahl der RH die Einsparung 
der PI.lr.S!el:. de! Abtellungsielterstellverlreters der Verwallungsabtellung. die Auflassung von zusa:zh· 
cl'\en P:anstel!en fut zwei Inventurkrafte und emen Prulmelsler. wed fur die in der Regel angescha~ten . 
handelswblichen Gerate kein langwieriges Abnahmeverfahren erforderlich sei, SOWie der vierten lager­
;n .. pp". V\iel!~rs wyen die neu geschaffenen Vier Planstellen für 1$ I!!unen Wirlschaftsunterotflzler jG'l 

Gruppe einzusparen. Nicht ausgelastetes Kraftfahrpersonal $0111<1 ~u lZlgerarbelten Qlngesetzt werden. 

48.6.3 Du BMLV 53gl0 die Auflassung der Planstelle '\.ir dl!n Abtedungsleltersteltvertreter der 
VerwaltungS.lbt<!ilung zu. wenn der derlelt als Personalvertreter dienstfreigestellte Abteilungsleiter IlU~ 
scheide 

Ge;.?n eine ZUS.ltzhche 8eschaft'gung der Fahrer be:ötehe kein Einwand. soweit diese weniger 
als c:a H,ä;~:e C!er Gesarr.!.'lf!:lelts:elf betrage Im ubTigen habe sich die bisherige Form der Inventur 
v.e<;;en !eltwelse notv.end'gcr SChlieRung der Anstalt und fllehQ vollstanCllger Bestandsaufnahme aus 
Z~;tg~l..r.j~n nlchl bCw.lnrt. wesh.llb m.ln zur permanenten In ... entur utergegangcn sei. die zusatzhche 
KrJ.:te er.'.;r:!ere. 0:13 Auf!.lssur.g der Planstelle fur einen Prulmelster tur Elektrogera:e konnte nut nach 
At.l~.::..?r\,;:1g cer t:es:enenoen Abnal'lmevorschrlflen verwll"hcht werden. Oie Auflassung der v.erten 
La;<!r<;~-.;;:pe und eie Einsparung von \/ler systemlslerten Planstellen tur Wirtschaftsunterotflzlere lehnte 
das BMLV all 

48.ö 4 Der RH ersuChte um Ubermlttlung nachprufbarer Berechnungsuntertagen über den Ausla­
st\on;~_a~ der In ... enturkraHe. erhielt aber Im ubflgen seine Elnsparungsvorschlage aufrecht. Ins!) hielt­
er-d.a Vcrwclnal.lng von GrundwehrdIenern als lagerarbel%et für entbehrlich. 

Zu den Punkten 48.6.1 - 48.6.4 

-

Der Arbeitsplatzinhaber "Kdt VerwAbt", der als Personalver­

treter dienstfreigestellt war, ist am 25 10 83 verstorben und 

diese Planstelle wurde nachbesetzt. Die Auflassung der Planstel­

le "StvKdt VerwAbt" ist vorgesehen. 

Hinsic~tlich der Auslastung der Kraftfahrer wird neuerlich da­

::-auf hi:".ge'..viesen, daß bei den hWiA wie auch bei jedem privaten Kraft­

fa~rDetrieb Zeiten einer geringeren Auslastung bz~. Steh zeiten 

eintreten können. Darüberhinaus fallen Arbeitszeiten für'Pflege 

~nd ~art~ng der Kfz an. 

Abgesehen von dienst- und besoldungsrechtlichen Gründen wäre 

zu beden~en, daß Kraftfahrer durch eine zusätzliche Beschäfti­

g~ng iniolge Ubermüdung in ihrer Fahrtüchtigkeit beeinträchtigt 

werdeno 
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41.11 Rund ein Orllt&1 dOI 'ur d,e HBA und die HWIA syslamlslerten Planstellen waren solche, die 
~an:""CI$8 ""n M,h~.ltper$onen (Offilieren .,0" oder UnleroNlzleren .. U .. , Oder ZIVIlbedlenstetan ".Z'" 
bestlt:t wer~.n Io.onnten. 

O~r RH tI.1tte scn"" c;aelogentloch 'runere' GeDarungsuDerprufungen (TB 1918 Abs 48 3. TB 1979 
ADS 5t5 un.:i TB tS~1 A:lS .&6.18l Bedenken gegen Plölnstellen geau()'rl. die gle.cn€lrmaßen den Einsatz 
.. on Mlltt3'personll!n O;lott ZIVIlbediensteten erlordern Oas 8MLV 151 den mehrm"Iogen Empfehlunge" 
des RH. CI«!$11 OZ·UZ·Plan~telle". den ,eweillgen Erfordernissen entsprechend. "" 0-. U- ode, Z-PI~ 
S!I!; en um:u\I\andoln. bisher nicht nachgekommen. Es hat Im Gegenteil die OZ·UZ·P!anstellen varmeM 
W'\d Ins:;' d.e Z·P:anstellolll vetrlngert. 

48.72 Au!grund Ces nunmehrtgen PriJrungserg~bnlsses Wiederholte der RH seme Beanstandung 
t:w E.-r.;J~e~lung Boti d«!n auf UZ·Planstellen eingeteilten Unterotflzleren handelte es Sich 'ast aus­
SC/'ll!<!:]!.ch I,,;m Boi!3mte und Vertragsbedienstete der Heeresverwaltung. die nach Meinung des RH ZU 
ur.re.:ht Zl,,;r AuSücung einer Unterotf.zlersfunktlon bestellt waren. Eine so IchS Bestellung Ist gem , 11 
'\:::$ 1 ~e$ WanrS.:lSI1II.:es 1978 nur zulasslg ... wenn mllolansche RU(;kslChlen es erfordern". O,e auf UZ­
?'3~stc':e:'1 e.r.;e:e.:tll!n 8.!3mtG!1'\ und Vertragsbeclensteten in .. Unterotflzlersfunktlon" versahen jedOCl\ 
~!e.cne C:enste w;. Z.\Io.tedlenstele. bewirkten aber durch hOher. Bezuge und Ausblldun~skosten eine 
nic-~t un .. "esentl.cne Mchr~elastuna des HeeresbudQets. 

An~ers vet~le:t es Sich bez\.;gl;ch der CZ·Planstellen. Der überwtegende Tell dieser Pianste'len 
v.:at ~.: eremJ,i'gen 8~.)mten In UntcroH'z,erstunk!lon besetzt. die nacn Atllegung der B·Malura 11\ d,. 
V~,...Gr 8 ~berstelll v.ur.jen und dadurCh zwangslaurll~ Jhre Bestellung tUr eln8 mdltaTlsche FunktIOn 
\er:.:l~en ~a::on. Oie Systemlsierung von CZ· statt Z·Plans:ellen entsprach demnach nicht den Gege­
tenh.Hen 

4$.73 Im Zuge eines neuerlichen Schnftwec/'lsels teilte das BMLV zuletzt mit, das BKA habe bei 
ccn S:~::e"p~.ln"err.3ndlurgen ange~egt. allenfalls eine Personengruppe "ZO" bzw .. ZU" elnzutuhren. 
Ce"',:I.0~';):;<! lAoare ein Arbe.tsplatz grundsatz"cn mit einem l,vo1bed.ensteten zu besetzen und kOMa 
rur. Wa!1n ein solcher nicht vorhanden sei. auch mit einer Mi"~arperson besetzt werden. Oie se Maß.. 
:-:3l'::r:e konnte bel .:;elstreb'ger Anwendung langfristig zum Abbau der wahlweise zu besetzenden 
A:b<e,ts;:iatza CZ bzw UZ fuhren. 

-'S.7", Cer RH Wird In dieser Angelegenheit we,' 'I"\ln um eIne klare und sachliche Re~elung 
beml.r.t sein. wodurch seiner Meinung nach betrachtllche Personalkosten einQesp ...... t werden konnten. 

Zu den Punkten 48.7.1 - 48_7.4 

Die VerWendung der Personengruppe ZO, ZU, ze, ZW wird seitens 

des B~LV angestrebt. DarGberhinaus ist beabsichtigt, die Be­

setzu~g einer derart ausgewiesenen Funktion an Zivilpersonen 

zu binden, die für diese Funktion mobbeorderbar sind. 

Erst wenn diese Forderungen nicht erfüllt werden können, soll 

:~= 3Q32=ZU~g dieser Funk=ion eine ~ili=i=?er50n herangezcgen 

werden. 
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